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Chancen nutzen, Resilienz schaffen: Forderungen
des Bündnisses #ErnährungswendeAnpacken für
eine Ernährungsstrategie
Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag eine Ernährungsstrategie bis 2023
angekündigt. Das Bündnis #ErnährungswendeAnpacken aus 22 Verbänden hat jetzt ein
Positionspapier für eine zukunftsweisende Ernährungsstrategie erarbeitet, die es im
Vorfeld der Auftaktveranstaltung des Bundesernährungsministeriums zur Erarbeitung
der Ernährungsstrategie am 29. Juni vorlegt. Darin werden konkrete Maßnahmen
vorgeschlagen, um allen Menschen eine gesundheitsförderliche und nachhaltige
Ernährung zu ermöglichen.

Berlin, 27.6.2022:

Die Initiative #ErnährungswendeAnpacken begrüßt, dass die Ampelkoalition bis 2023 eine

Ernährungsstrategie für Deutschland erarbeiten will, um eine „gesunde Umgebung für Ernährung und

Bewegung zu schaffen”. Jetzt muss die Bundesregierung zügig ambitionierte Ziele und einen klaren

Zeitplan für die Umsetzung der wichtigsten Maßnahmen vorlegen.

Grundlage, Leitbild und Vision bei der Entwicklung der Ernährungsstrategie sollte eine sozial

gerechte, gesundheitsfördernde, umweltverträgliche und dem Tierschutz zuträgliche

Ernährungspolitik für Deutschland sein. Die Ernährungsstrategie und die darin definierten

Maßnahmen sollten mit ausreichend finanziellen Mitteln ausgestattet sein. Ohne Investitionen wird

eine Ernährungswende nicht zu erreichen sein. Um eine verbindliche Umsetzung der Maßnahmen

sicherzustellen, sollten konkrete Erfolgsindikatoren entwickelt werden.



Transparenz und Beteiligung

Eine Ernährungswende kann nur gelingen, wenn sie breiten Rückhalt in der Bevölkerung hat. Vor

diesem Hintergrund fordert das Bündnis eine transparente Planung und Beteiligung der relevanten

Wissenschaftler:innen und Berufsgruppen sowie der zivilgesellschaftlichen Verbände bei der

Erstellung der Ernährungsstrategie bis 2023 sowie bei deren Umsetzung.

Eine Strategie für alle

Ziele und Maßnahmen der Ernährungsstrategie müssen mit Blick auf soziale Gerechtigkeit gestaltet

werden. Dies gilt insbesondere für einkommensschwächere Bevölkerungsgruppen. Eine

Ernährungswende muss dazu führen, dass allen Menschen eine gesundheitsfördernde und

nachhaltige Ernährung ermöglicht wird. Gesundes, nachhaltiges Essen darf kein Privileg für

einkommensstarke Haushalte sein, sondern ist ein Grundrecht für alle.

Folgende konkrete Maßnahmen hält das Bündnis für essenziell:

● Finanzierung einer flächendeckenden, gesundheitsförderlichen und nachhaltigen

Gemeinschaftsverpflegung und eine Weiterentwicklung der Qualitätsstandards der

Deutschen Gesellschaft für Ernährung.

● Überprüfung der Lebensmittelbesteuerung mit dem Ziel einer sozial gerechten,

gesundheitsfördernden, umweltverträglichen und dem Tierschutz zuträglichen

Ausrichtung.

● Förderung einer pflanzenbasierten Ernährung mit dem Ziel, den Konsum tierischer

Produkte zu reduzieren.

● Stärkung einer sozial gerechten, gesundheitsförderlichen und umweltfreundlichen

Ernährungskompetenz in Schule und Beruf.

● Verbesserung der Qualifizierung und Verankerung von Ernährungsbildung und

Ernährungstherapie im Gesundheitswesen.

● Verbindliche Regulierung von an Kinder gerichteter Lebensmittelwerbung.

● Erhöhung der Leistungen in der sozialen Mindestsicherung im Kampf gegen

Ernährungsarmut.

Um die Ziele der Vereinten Nationen für eine Nachhaltige Entwicklung sowie die im Pariser

Klimaabkommen verankerten Ziele zu erreichen, ist ein „Weiter so“ keine Option. Darüber besteht ein

breiter Konsens. Nun hat der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine nicht nur zu einer leidvollen

humanitären Krise geführt, sondern er bedroht auch die globale Ernährungssicherung und erschwert

das Erreichen von Klima-, Biodiversitäts- und Nachhaltigkeitszielen in der Weltgemeinschaft.

Gerade jetzt ist es deshalb wichtiger denn je, dass wir für eine nachhaltige und gesunde Ernährung ein

langfristig resilientes Ernährungssystem schaffen. Aktuellen und künftigen Herausforderungen und

Krisen werden wir nur standhalten, wenn wir Gesundheit, soziale Gerechtigkeit und

Umweltverträglichkeit zusammendenken.

Das Positionspapier wird getragen von: Berufsverband der Kinder- und Jugendärzte

e. V. (BVKJ), BerufsVerband Oecotrophologie e. V. (VDOE), Arbeitsgemeinschaft der

deutschen Ärztekammern (BÄK), Bundesvertretung der Medizinstudierenden,

Deutschland e. V. (bvmd), Bundeszahnärztekammer, Arbeitsgemeinschaft der

Deutschen Zahnärztekammern e.V. (BZÄK), Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft

e. V. (BÖLW), Der Paritätische Gesamtverband, Deutsche Adipositas Gesellschaft e. V.

(DAG) Arbeitsgemeinschaft Adipositas im Kindes- und Jugendalter (AGA) der DAG,

Deutsche Allianz Klimawandel und Gesundheit (KLUG), Deutsche Gesellschaft für

Ernährungsmedizin e. V. (DGEM), Deutsches Netzwerk Schulverpflegung (DNSV),

Ecologic Institute, Netzwerk der Ernährungsräte, Institut für Welternährung, iSuN -

Institut für Nachhaltige Ernährung, Fachhochschule Münster, Physicians Association



for Nutrition (PAN), ProVeg, RAL Gütegemeinschaft Ernährungs-Kompetenz e.V.,

Slow Food Deutschland e. V., Verband der Diätassistenten – Deutscher

Bundesverband e. V. (VDD), Verbraucherzentrale Bundesverband e.V. (vzbv), WWF

Deutschland


